
Geltungsbereich, Allgemeines
Die vorliegenden Allgemeinen Verkaufsbedingungen (AVB) gelten für alle unsere Geschäftsbeziehungen mit 
Verbrauchern und Unternehmern im Sinne der nachfolgenden Definition. Die AVB gelten als Rahmenvereinba-
rung für Kaufverträge über unsere Waren auch für künftige Geschäftsbeziehungen mit demselben Kunden, ohne 
das wir bei jedem einzelnen Kaufvertrag wieder auf diese AVB hinweisen müssten. 
Verbraucher ist jede natürliche Person, die ein Rechtsgeschäft zu einem Zweck abschließt, der weder ihrer 
gewerblichen noch ihrer selbständigen beruflichen Tätigkeit zugerechnet werden kann (§ 13 BGB). 
Unternehmer ist eine natürliche oder juristische Person oder eine rechtsfähige Personengesellschaft, 
die bei Abschluss eines Rechtsgeschäfts in Ausübung ihrer gewerblichen oder selbständigen beruflichen  
Tätigkeit handelt (§ 14 BGB) sowie eine juristische Person des öffentlichen Recht oder ein öffentlich-recht-
liches Sondervermögen.
Kunden im Sinne dieser AVB sind sowohl Verbraucher als auch Unternehmer.
Unsere AVB gelten ausschließlich. Abweichende, entgegenstehende oder ergänzende Allgemeine  
Geschäftsbedingungen unserer Kunden werden nur dann und insoweit Vertragsbestandteil, als wir ihrer Gel-
tung ausdrücklich schriftlich zugestimmt haben. Dieses Zustimmungserfordernis gilt in jedem Fall, beispiels-
weise auch dann, wenn wir in Kenntnis der AGB des Kunden die Lieferung an ihn vorbehaltlos ausführen. 
Verweisungen auf die Geltung gesetzlicher Vorschriften haben nur klarstellende Bedeutung. Auch ohne 
eine derartige Klarstellung gelten daher die gesetzlichen Vorschriften, soweit sie durch unsere AVB nicht 
unmittelbar abgeändert werden.
Vertragsschluss
Unsere Angebote sind freibleibend und unverbindlich, sofern sie nicht ausdrücklich als Festofferten bezeich-
net werden. Dies gilt auch, wenn wir dem Kunden im Vorfeld des Vertragsschlusses Kataloge oder Produkt-
beschreibungen überlassen haben.
Die Bestellung der Ware durch den Kunden gilt als verbindliches Vertragsangebot, sofern sich aus der  
Bestellung oder den sonstigen Vereinbarungen nichts anderes ergibt.
Wir sind berechtigt, dieses Vertragsangebot innerhalb von 1 Woche nach Zugang bei uns anzunehmen. Die 
Annahme kann entweder schriftlich (z. B. durch Auftragsbestätigung) oder durch Auslieferung der Ware an 
den Kunden erklärt werden. 
Unwesentliche Änderungen insbesondere technischer oder optischer Art bleiben vorbehalten und begrün-
den keine Abweichung von der Bestellung.
Lieferung, Versand, Gefahrübergang, Rücktritt, Höhere Gewalt
Die Lieferung erfolgt ab Lager, wo auch der Erfüllungsort ist, soweit nicht ausdrücklich abweichend verein-
bart. Auf Verlangen des Kunden wird die Ware an einen anderen Bestimmungsort versandt (Versendungs-
kauf). Soweit nicht Selbstabholung bzw. Abholung durch Dritte vereinbart ist und der Kunde keine besondere 
Anweisung erteilt hat, sind wir berechtigt, die Art der Versendung (insbesondere Transportunternehmen, 
Versandweg, Verpackung) selbst zu bestimmen.
Sofern wir Lieferfristen aus Gründen, die wir nicht zu vertreten haben, nicht einhalten können (Nichtverfüg-
barkeit der Leistung), werden wir den Kunden hierüber unverzüglich informieren und gleichzeitig eine ange-
messene, neue Lieferfrist bestimmen. Ist die Leistung auch innerhalb der neuen Lieferfrist nicht verfügbar, 
sind wir berechtigt, wegen des noch nicht erfüllten Teils ganz oder teilweise vom Vertrag zurückzutreten. Eine 
bereits erbrachte Gegenleistung des Kunden werden wir unverzüglich erstatten. 
Als Fall der Nichtverfügbarkeit der Leistung in diesem Sinne gilt insbesondere die nicht rechtzeitige Selbst-
belieferung durch unseren Zulieferer, wenn wir ein kongruentes Deckungsgeschäft abgeschlossen haben. 
Die gesetzlichen Rechte und Pflichten der Vertragsparteien bleiben unberührt.
Die Gefahr des zufälligen Untergangs und der zufälligen Verschlechterung der Ware geht mit der Übergabe 
auf den Kunden über. Der Übergabe steht es gleich, wenn der Kunde im Verzug der Annahme ist. Beim 
Versendungskauf an Unternehmer geht die Gefahr des zufälligen Untergangs und der zufälligen Verschlech-
terung der Ware bereits mit ihrer Auslieferung an den Spediteur, den Frachtführer oder der sonst zur Ausfüh-
rung der Versendung bestimmten Person oder Anstalt über.
Liefer- und Leistungsverzögerungen aufgrund höherer Gewalt haben wir nicht zu vertreten. Ereignisse hö-
herer Gewalt berechtigen uns, die Lieferung um die Dauer der Behinderung und eine angemessene Anlauf-
zeit hinauszuschieben oder wegen des noch nicht erfüllten Teils vom Vertrag ganz oder teilweise zurückzu-
treten. Der höheren Gewalt stehen Streik, Aussperrung, Mobilmachung, Krieg, Terroranschläge, Blockade, 
Aus- und Einfuhrverbote und sonstige hoheitliche Eingriffe gleich. Dies gilt auch für den Fall, dass diese 
Ereignisse bei unseren Lieferanten eintreten. Vom Eintritt eines Ereignisses der höheren Gewalt, das eine 
bevorstehende Lieferung behindern wird, haben wir den Kunden unverzüglich zu benachrichtigen. Dauert 
die Behinderung länger als 2 Monate, kann der Kunde nach angemessener Nachfristsetzung hinsichtlich des 
noch nicht erfüllten Teils der Lieferung vom Vertrag zurücktreten und insofern etwa bereits von ihm geleistete 
Vorschusszahlungen werden ihm unverzüglich erstattet.
Ein Rücktritt ist in den Fällen ausgeschlossen, in denen der Kunde gesetzlich nur noch zum Wertersatz 
anstelle zu einer Rückgewähr der Kaufsache verpflichtet wäre.
Kaufpreis, Kosten, Zahlungsbedingungen, Verzug
Sofern im Einzelfall nichts Abweichendes vereinbart ist, gelten unsere Kaufpreise ab Lager, zzgl. gesetz-
licher Umsatzsteuer. Gegenüber Verbrauchern ist im angegebenen Kaufpreis die gesetzliche Umsatzsteuer 
enthalten. 
Beim Versendungskauf trägt der Kunde die Transportkosten ab Lager und die Kosten einer ggf. vom Kunden 
gewünschten Transportversicherung. Etwaige Zölle, Gebühren, Steuern und sonstige öffentliche Abgaben 
trägt der Kunde. Transport- und alle sonstigen Verpackungen nach Maßgabe der Verpackungsverordnung 
nehmen wir nicht zurück, sie werden Eigentum des Kunden; ausgenommen sind Paletten.
Soweit vertraglich nicht anders lautend vereinbart, ist der Kaufpreis fällig und zahlbar innerhalb von 10 Tagen 
nach Rechnungsdatum. Mit Ablauf der Frist kommt der Kunde in Verzug.
Der Kaufpreis ist während des Verzugs zu verzinsen. Für Unternehmer beträgt der Verzugszinssatz jährlich 
acht Prozentpunkte über dem Basiszinssatz. Für Verbraucher beträgt der Verzugszinssatz jährlich fünf Pro-
zentpunkte über dem Basiszinssatz.
Steht uns gem. §§ 280, 281, 282, 283, 286 oder 311a BGB Schadensersatz zu, so können wir, ohne weiteren 
Nachweis, einen Betrag in Höhe von 30 % des Netto-Verkaufspreises als Schadensersatzpauschale fordern. 
Der Nachweis eines niedrigeren Schadens oder der Nachweis, dass ein Schaden nicht entstanden ist, bleibt 
dem Käufer vorbehalten. Wir behalten uns gegebenenfalls den Nachweis eines höheren Schadens vor.
Der Kunde hat ein Recht zur Aufrechnung nur, wenn seine Gegenansprüche rechtskräftig festgestellt oder 
von uns anerkannt wurden. Darüber hinaus kann der Kunde ein Zurückbehaltungsrecht nur ausüben, wenn 
dieses auf dem selbem Vertragsverhältnis beruht. 
Eigentumsvorbehalt
Bis zur vollständigen Bezahlung unserer Forderungen aus dem Kaufvertrag behalten wir uns das Eigentum 
an der verkauften Ware vor. Gegenüber Unternehmern behalten wir uns das Eigentum bis zur vollständigen 
Bezahlung aller (auch künftigen) Forderungen aus einer laufenden Geschäftsbeziehung vor.
Die unter Eigentumsvorbehalt stehenden Waren dürfen vor vollständiger Bezahlung der gesicher-ten For-
derungen weder an Dritte verpfändet, noch zur Sicherheit übereignet werden. Der Kunde hat uns unver-
züglich mit eingeschriebenem Brief mitzuteilen, wenn und soweit Zugriffe Dritte auf die uns gehörenden 
Waren erfolgen.
Bei vertragswidrigem Verhalten des Kunden, insbesondere bei Nichtzahlung des fälligen Kaufpreises, sind 
wir berechtigt, nach den gesetzlichen Vorschriften vom Vertrag zurückzutreten und die Ware auf Grund des 
Eigentumsvorbehalts und des Rücktritts herauszuverlangen. Zahlt der Kunde den fälligen Kaufpreis nicht, 
dürfen wir diese Rechte nur geltend machen, wenn wir dem Kunden zuvor erfolglos eine angemessene Frist 
zur Zahlung gesetzt haben oder eine derartige Fristset-zung nach den gesetzlichen Vorschriften entbehrlich 
ist.
Ist der Kunde Unternehmer, ist er befugt, die unter Eigentumsvorbehalt stehenden Waren im ordnungsge-
mäßen Geschäftsgang weiter zu veräußern und/oder zu verarbeiten. In diesem Fall gelten ergänzend die 
nachfolgenden Bestimmungen.

Der Eigentumsvorbehalt erstreckt sich auf die durch Verarbeitung, Vermischung oder Verbindung unserer 
Waren entstehenden Erzeugnisse zu deren vollem Wert, wobei wir als Hersteller gelten. Bleibt bei einer 
Verarbeitung, Vermischung oder Verbindung mit Waren Dritter deren Eigentumsrecht bestehen, so erwer-
ben wir Miteigentum im Verhältnis der Rechnungswerte der verarbeiteten, vermischten oder verbundenen 
Waren. Im übrigen gilt für das entstehende Erzeugnis das gleiche wie für die unter Eigentumsvorbehalt 
gelieferte Ware.
Die aus dem Weiterverkauf der Ware oder des Erzeugnisses entstehenden Forderungen gegen Dritte tritt 
der Kunde schon jetzt insgesamt bzw. in Höhe unseres etwaigen Miteigentumsanteils gemäß vorstehen-
der Ziffer 4.1 zur Sicherheit an uns ab. Wir nehmen die Abtretung an. Die in Ziffer 2. genannten Pflichten 
des Kunden gelten auch in Ansehung der abgetretenen Forderungen.
Zur Einziehung der Forderung bleibt der Kunde neben uns ermächtigt. Wir verpflichten uns, die Forderung 
nicht einziehen, solange der Kunde seinen Zahlungsverpflichtungen uns gegenüber nachkommt, nicht in 

Zahlungsverzug gerät und kein Antrag auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens gestellt ist oder Zahlungs-
einstellung vorliegt. Ist dies aber der Fall, so können wir ver-langen, dass der Kunde uns die abgetretenen 
Forderungen und deren Schuldner bekannt gibt, alle zum Einzug erforderlichen Angaben macht, die dazu-
gehörigen Unterlagen aushändigt und den Schuldnern (Dritten) die Abtretung mitteilt.
Übersteigt der Wert der Sicherheiten unsere Forderungen um mehr als 10 %, werden wir auf Verlangen 
des Kunden insoweit Sicherheiten nach unserer Wahl freigeben.

Mängelansprüche des Kunden
Für die Rechte des Kunden bei Mängeln (Mängelansprüche) gelten die gesetzlichen Vorschriften, soweit im 
nachfolgenden nicht anderes bestimmt ist.
Als Vereinbarung über die Beschaffenheit der Ware gelten nur solche Produktbeschreibungen, die Gegen-
stand der Bestellung des Kunden sind.
Soweit die Beschaffenheit nicht vereinbart ist, haften wir gegenüber Unternehmern nicht für öffentliche Äuße-
rungen (z.B. Werbeaussagen und Kennzeichnungen) Dritter, insbesondere nicht des Herstellers. Gegenüber 
Unternehmern ist darüber hinaus auch eine Haftung für fehlerhafte Montageanleitungen ausgeschlossen.
Der Unternehmer ist verpflichtet, die verkauften Waren unverzüglich auf offensichtliche Mängel, insbesonde-
re auch auf offensichtliche Fehlmengen oder Beschädigungen, zu untersuchen und diese unverzüglich, spä-
testens innerhalb von 10 Tagen nach Erhalt der Ware, uns gegenüber schriftlich zu rügen. Zur Fristwahrung 
genügt die rechtzeitige Absendung der Mängelrüge. Bei nicht offensichtlichen (verborgenen) Mängeln ist der 
Unternehmer verpflichtet, diese nach ihrer Entdeckung, spätestens innerhalb der Verjährungsfrist gemäß 
nachstehender Ziffer 7. uns gegenüber schriftlich zu rügen.
Unterlässt der Unternehmer die vorstehend bestimmten Rügen, ist unsere Haftung für den nicht gerügten 
Mangel ausgeschlossen. Den Unternehmer trifft die Beweislast für Einhaltung und Rechtzeitigkeit der Rüge-
verpflichtung sowie für das Vorliegen und den Zeitpunkt der Feststellung eines Mangels.
Ist die gelieferte Sache mangelhaft, kann der Unternehmer als Nacherfüllung zunächst nur Ersatzlieferung 
nach den gesetzlichen Vorschriften verlangen. Unser Recht, diese Art der Nacherfüllung unter den gesetz-
lichen Voraussetzungen zu verweigern, bleibt unberührt.
	Die zum Zweck der Nacherfüllung erforderlichen Aufwendungen, insbesondere Transport-, Wege- Arbeits- 
und Materialkosten tragen wir.
Ist die Nacherfüllung fehlgeschlagen oder dem Kunden unzumutbar, ist sie unmöglich oder haben wir sie 
– zurecht oder zu unrecht – verweigert oder ist eine für die Nacherfüllung vom Kunden zu setzende Frist er-
folglos abgelaufen bzw. nach den gesetzlichen Vorschriften entbehrlich, so kann der Kunde vom Kaufvertrag 
zurücktreten oder den Kaufpreis mindern. Ein Rücktrittsrecht besteht jedoch nicht bei einem unerheblichen 
Mangel. Mit Erklärung des Rücktritts bzw. der Minderung entfällt der Anspruch des Kunden auf Lieferung 
einer mangelfreien Sache. 
Ansprüche des Kunden auf Schadensersatz oder Ersatz vergeblicher Aufwendungen werden nur im Rahmen 
des nachfolgenden § 7 gewährt, im übrigen sind sie ausgeschlossen. 
Ist der Kunde Unternehmer und wurde die von uns an ihn gelieferte, neu hergestellte Ware an einen Ver-
braucher verkauft, so gelten für die Mängelansprüche unseres Kunden ergänzend zu vorstehenden Ziffern 
5. und 6. folgende Regelungen: 
a)	 Die gesetzliche Beweiserleichterung zugunsten des Kunden über den Zeitpunkt des Vorliegens des 
Mangels (§§ 478 Abs. 3, 476 BGB) gilt außer in den gesetzlich geregelten Fällen auch dann nicht, wenn 
zwischen dem Gefahrübergang auf unseren Kunden und dem Gefahrübergang auf den Käufer des Kunden 
ein Zeitraum von mehr als sechs Monaten liegt.
b)	 Die Nacherfüllungsrechte des Kunden gemäß Ziffer 5. gelten mit folgender Maßgabe: Der Kunde kann 
von uns die Art der Nacherfüllung verlangen, die er seinem Käufer – unter Berücksichtigung der gesetzlichen 
und vertraglichen Verweigerungsrechte des Kunden – schuldet. Unser Wahlrecht gem. Ziffer 5. gilt insoweit 
nicht. Unser Kunde ist berechtigt, diesen Nacherfüllungsanspruch an seinen Käufer abzutreten, jedoch nur 
erfüllungs- oder/und sicherungshalber, d.h. unbeschadet seiner eigenen Forthaftung gegenüber dem Käufer. 
Eine Abtretung an Erfüllung statt ist unwirksam. Unser Recht, diese Nacherfüllung unter den gesetzlichen 
Voraussetzungen zu verweigern, bleibt unberührt.
c)	 Wenn wir mit unserem Kunden einen gleichwertigen Ausgleich im Sinne von § 478 Abs. 4 BGB vereinbart 
haben, ist der Anspruch auf Ersatz der Aufwendungen, die er im Verhältnis zu seinem Käufer zu tragen hatte 
(§ 478 Abs. 2 BGB), ausgeschlossen. 
Sonstige Haftung
Bei Pflichtverletzungen, die nicht in einem Mangel bestehen oder die einen über die Mangelhaftigkeit hi-
nausgehenden Schaden verursacht haben, haften wir nach den gesetzlichen Vorschriften, soweit im nach-
folgenden nichts anderes bestimmt ist. 
Gegenüber unserem Kunden haben wir Arglist, Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit zu vertreten. Darüber hi-
naus haben wir auch einfache Fahrlässigkeit zu vertreten,
-	 für Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, 
-	 bei der Verletzung einer wesentlichen Vertragspflicht; in diesem Fall ist unsere Haftung jedoch auf den 
Ersatz des vorhersehbaren, typischerweise eintretenden Schadens begrenzt.
Ansprüche des Kunden aus von uns übernommenen Garantien sowie dem Produkthaftungsgesetz bleiben 
in jedem Fall unberührt.
Wegen einer Pflichtverletzung, die nicht auf einem Mangel beruht, kann der Kunde – bei Vorliegen der wei-
teren gesetzlichen Voraussetzungen – nur zurücktreten, wenn wir die Pflichtverletzung zu vertreten haben. 
Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn die Pflichtverletzung unerheblich ist.
Verjährung
Alle Ansprüche und Rechte des Kunden – gleich aus welchem Rechtsgrund – mit Ausnahme der unter Ziffer 
2. genannten, verjähren in einem Jahr ab Ablieferung. Ist es nicht zur Ablieferung gekommen, beginnt die 
Verjährung mit dem Schluss des Jahres, in welchem der Anspruch entstanden ist. Kürzere gesetzliche Ver-
jährungsfristen gehen vor.
Für Verbraucher beträgt die Verjährungsfrist der Mängelansprüche bei neu hergestellten Sachen zwei Jahre 
ab Ablieferung und bei gebrauchten Sachen ein Jahr ab Ablieferung.
Ist es nicht zur Ablieferung gekommen, beginnt die Verjährung mit dem Schluss des Jahres, in welchem der 
Anspruch entstanden ist. Vorgenannte Verjährungsfristen gelten auch für konkurrierende Ansprüche aus 
unerlaubter Handlung.
Im übrigen gilt in folgenden Fällen die gesetzlich vorgesehene Verjährungsfrist:
-	 Für Mängelansprüche, wenn wir den Mangel arglistig verschwiegen oder eine Garantie für die Beschaf-	
		 fenheit übernommen haben,
-	 für Rückgriffsansprüche des Kunden im Rahmen einer Lieferkette (§ 6 Ziffer 7.),
-	 für Schadensersatzansprüche aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit,
-	 für sonstige Schadensersatzansprüche aufgrund einer vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Pflicht-		
		 verletzung,
-	 für Ansprüche nach dem Produkthaftungsgesetz, 
-	 für Schadensersatzansprüche aus der Verletzung sonstiger wesentlicher Vertragspflichten.
Rechtswahl und Gerichtsstand
Für diese AVB und alle Rechtsbeziehungen zwischen uns und dem Kunden gilt das Recht der Bundesrepu-
blik Deutschland unter Ausschluss aller internationalen und supranationalen (Vertrags-) Rechtsordnungen, 
insbesonderes des UN-Kaufrechts. Voraussetzungen und Wirkungen des Eigentumsvorbehalts gem. § 5 un-
terliegen hingegen dem Recht am jeweiligen Lagerort der Sache, soweit danach die getroffene Rechtswahl 
zugunsten des deutschen Rechts unzulässig oder unwirksam ist.
Ist der Kunde Unternehmer im Sinne des Handelsgesetzbuchs, juristische Person des öffentlichen Rechts 
oder ein öffentlich-rechtliches Sondervermögen, ist ausschließlicher Gerichtsstand für alle sich aus dem 
Vertragsverhältnis unmittelbar oder mittelbar ergebenden Streitigkeiten unser Geschäftssitz in Berlin. 
Dasselbe gilt, wenn der Kunde keinen allgemeinen Gerichtsstand in Deutschland hat oder Wohnsitz oder 
gewöhnlicher Aufenthalt im Zeitpunkt der Klageerhebung unbekannt sind.
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